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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 V 22/14 B 
 
L 10 VE 59/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 7 V 33/08 (SG Hildesheim) 
 
 
 
……………………………………….. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………….. , 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Hessen, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Gießen - Landesversorgungsamt Hessen -, 
Landgraf-Philipp-Platz 1-7, 35390 Gießen, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. Juli 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter  Prof.  Dr.   S c h l e g e l    sowie die Richter   O t h m e r     

und   Dr.  R ö h l   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 26. März 2014 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 26.3.2014 hat das LSG Niedersachsen-Bremen einen Anspruch des Klägers auf 

Feststellung eines Grades der Schädigungsfolgen in Höhe von mindestens 25 wegen der Fol-

gen der als Angriff iS des § 1 Abs 1 Opferentschädigungsgesetz anerkannten Gewalttat vom 

.            1989 ebenso verneint wie die Gewährung von Beschädigtenversorgung nach dem Bun-

desversorgungsgesetz. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger 

beim BSG Beschwerde eingelegt, die er mit dem Vorliegen einer grundsätzlichen Bedeutung 

sowie von Verfahrensmängeln begründet (§ 160 Abs 2 Nr 1 und 3 SGG). 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten 

Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG).  

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist und dass das angestrebte Revisi-

onsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der 

Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1.) eine bestimmte Rechtsfrage, (2.) ihre 

(abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3.) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4.) die über den 

Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Brei-

tenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Be-

schwerdebegründung nicht. 

 

Der Kläger hat es schon versäumt, eine bestimmte Rechtsfrage aufzuzeigen. Vielmehr hat er 

sich auf Umstände der Sachverhaltsaufklärung bezogen, ohne eine rechtliche Fragestellung 

herauszuarbeiten. Namentlich die Frage, "anhand welcher Kriterien bei mehreren und im Er-

gebnis verschiedenen psychotherapeutischen Gutachten als Beweismittel die Gewichtung im 

Rahmen der Beweiswürdigung erfolgen muss", betrifft die tatrichterliche Bewertung von Be-

weismitteln. Damit kritisiert der Kläger im Wesentlichen die Beweiswürdigung des LSG (vgl 

§ 128 Abs 1 S 1 SGG), womit er gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein keine 

Revisionszulassung erreichen kann. Der Kläger hat es zudem versäumt, auf die Klärungsbe-

dürftigkeit der im Ansatz erkennbaren rechtlichen Thematik von Umfang und Grenzen der ge-

richtlichen Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) näher einzugehen. Insoweit fehlt auch die erfor-
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derliche Auseinandersetzung mit vorhandener höchstrichterlicher Rechtsprechung (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 146 Nr 2). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie vorliegend - darauf gestützt, dass ein Verfahrens-

mangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), so müssen zur Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) begrün-

denden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 

36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 

36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel 

allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung 

des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das 

LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Diesen Anforderungen genügt das allgemeine Beschwerdevorbringen des Klägers bereits des-

halb nicht, weil er weder den dem Rechtsstreit zugrundeliegenden Sachverhalt schildert, noch 

die einen von ihm vorgebrachten Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen 

substantiiert darlegt. Das gerügte Überschreiten des Rechts auf freie Beweiswürdigung nach 

§ 128 SGG durch das LSG kann - wie oben bereits ausgeführt - gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG nicht mit der Nichtzulassungsbeschwerde angefochten werden. Die Richtigkeit 

der Entscheidung ist nicht Gegenstand der Nichtzulassungsbeschwerde (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 7 S 10).  

 

Soweit der Kläger eine unzureichende Aufklärung des Sachverhalts (§ 103 SGG) rügt, weil das 

LSG aufgrund der widersprüchlichen Gutachten und der Komplexität des Falles eine noch aus-

führlichere Befragung der jeweiligen Gutachter unter Einholung umfassender Stellungnahmen 

hätte durchführen müssen, um die Aussagegehalte gegeneinander abwägen zu können, hat er 

entgegen den Erfordernissen des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG einen vom LSG zu Unrecht 

übergangenen Beweisantrag nicht bezeichnet. Der im Berufungsverfahren bereits anwaltlich 

vertretene Kläger hat es insbesondere unterlassen darzulegen, welche konkreten Punkte des 

Beweisthemas einer persönlichen Befragung durch welchen konkreten Sachverständigen hät-

ten unterzogen werden müssen, denen das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt 

sein soll und welches Ergebnis im Falle einer konkreten Befragung bestimmter Sachverständi-

ger zu erwarten gewesen wäre (sog Entscheidungserheblichkeit). Die Angabe der zu begut-

achtenden Punkte iS von § 403 ZPO bzw eines konkreten Beweisthemas in dem Beweisantrag 

ist grundsätzlich nicht entbehrlich (BSG Beschluss vom 9.3.2001 - B 2 U 404/00 B; BSG SozR 

4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6). Das LSG ist als letztinstanzliche Tatsacheninstanz nur dann 

einem Beweisantrag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt, wenn es sich hätte gedrängt 

fühlen müssen, den beantragten Beweis zu erheben (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5). Insoweit 
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hätte es des klägerseitigen Vortrags bedurft, weshalb nach den dem LSG vorliegenden Be-

weismitteln Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen Sicht 

des LSG erkennbar offengeblieben sind und damit zu einer weiteren Aufklärung des Sachver-

halts zwingende Veranlassung bestanden haben soll (vgl Becker, Die Nichtzulassungsbe-

schwerde zum BSG [Teil II], SGb 2007, 328, 332 zu RdNr 188 unter Hinweis auf BSG, 

Beschluss vom 14.12.1999 - B 2 U 311/99 B mwN). Dies hat der Kläger versäumt. Die bloße 

Darlegung, weshalb aus seiner Sicht weitere Ermittlungen erforderlich gewesen wären, ent-

spricht diesem Erfordernis nicht (vgl BSG Beschluss vom 4.12.2006 - B 2 U 227/06 B RdNr 3).  

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu ver-

werfen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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